Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3797 


Sachgblet 611 


Antrag 

der Abgeordneten Hödierl, Krammig, Dr. Sdhmidt 
(Wuppertal), Lücke (Bensberg), Mick und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Auslegung des Gewerbesteuergesetzes (§ 9 Nr. 1 
Satz 2) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

Abschnitt 62 Abs. 1 der Gewerbesteuer-Richtlinien zu § 9 Nr. 1 
Satz 2 Gewerbesteuergesetz 1961 entsprechend dem Willen des 
Gesetzgebers wie folgt zu fassen: 

„(1) Mit Wirkung vom 1. Januar 1961 gilt für die Anwen- 
dung der erweiterten Kürzungsvorschrift des § 9 Ziff. 1 Satz 2 
GewStG das folgende: 

1. § 9 Ziff. 1 Satz 2 GewStG kann von allen Unternehmensfor- 
men (Einzelunternehmen, Personengesellschaften, Kapital- 
gesellschaften und anderen Körperschaften) in Anspruch 
genommen werden. 

2. Die Tätigkeit des Unternehmens muß sich beschränken 

auf die Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes, 
auf die Errichtung und Veräußerung von Kaufeigen- 
heimen, Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen im 
Sinne des ersten Teils des Wohnungseigentumsgesetzes 
vom 15. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 175). 

Daneben kann das Unternehmen 
Wohnungsbauten betreuen 

sowie eigenes Kapitalvermögen verwalten und nutzen. 

Drude; Then4e Drude KG, 53 Bonn, Tel. : (0 22 21) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

«91 Sfi Tel . m 99 901 fi tK Sl 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie Vl/3797 


3. Die Kürzung umfaßt den gesamten Gewerbeertrag des 
Grundstückunternehmens mit Ausnahme des auf die Ver- 
waltung und Nutzung des eigenen Kapitalvermögens ent- 
fallenden Teils." 


Bonn, den 19. September 1972 


Hödierl 

Krammig 

Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Lücke (Bensberg) 

Mick 

Baier 

Rollmann 

Dr. Barzel, Stüdclen und Fraktion 


Begründung 


Aus verschiedenen Entscheidungen des Bundesfinanzhofs ergibt 
sich, daß bezüglich § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 1961 Zweifelsfragen 
bestehen, über essentielle Faktoren bestand keine Klarheit. 

1. Zweifelhaft war dem Bundesfinanzhof der Zweck der Vor- 
schrift. 

2. Zweifelhaft war dem Bundesfinanzhof, für welche Unterneh- 
men (Wohnungsunternehmen) eine gleiche Wettbewerbslage 
geschaffen werden sollte. 

3. Zweifelhaft war dem Bundesfinanzhof die Bedeutung des 
Wortes „daneben" und die Stellung dieses Wortes im Satz- 
bau. 


Zu 1. 

Die damalige Änderung des § 9 GewStG 1957 i. d. F. vom 
18. November 1958 im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 
1961 ist zurückzuführen auf die Initiative von Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages, die sich insbesondere für das gesell- 
schaftspolitische Anliegen, über die Errichtung und Veräußerung 
von Kaufeigenheimen, Kleinsiedlungen und Eigentumswohnun- 
gen Kleineigentum zugunsten breiter Schichten der Bevölkerung 
zu schaffen, eingesetzt worden. 
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Aus dem Kurzprotokoll über die 89. Sitzung des Finanzaus- 
schusses vom 27. April 1961 ergibt sich, daß es sich um eine 
echte Begünstigung von Eigentumsmaßnahmen handelt. 


Zu 2. 

Dem Gesetzgeber kam es darauf an, eine gleiche Wettbewerbs- 
lage zwischen den steuerfreien gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen einerseits und den steuerpflichtigen Unternehmen der 
privaten Wohnungswirtschaft (freie Wohnungsunternehmen) 
andererseits zu schaffen. 

Flierbei spielt der Gedanke, über einen echten Wettbewerb 
einen leistungsfähigen Markt zu schaffen, der sich in der Regel 
zugunsten der Konsumenten, also zugunsten der Erwerber von 
Familienheimen und Eigentumswohnungen auswirkt, eine nicht 
untergeordnete Rolle. 

Daß die Wettbewerbslage zugunsten der freien Wohnungs- 
unternehmen (gegenüber den gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen) geschaffen werden sollte, ergibt sich auch aus dem 
Kurzprotokoll über die 123. Sitzung des Finanzausschusses vom 
13. Februar 1969 zu § 9 GewStG. 


Zu 3. 

Es muß herausgestellt werden, daß Urteile des Bundesfinanz- 
hofs zum GewStG 1961 ergangen sind und nicht zum GewStG 
1957 i. d. F. vom 18. November 1958. Durch die Änderung dieses 
Gesetzes im Jahre 1961 wurde herausgestellt, daß es sich bei der 
Vergünstigung der Errichtung und Veräußerung von Kaufeigen- 
heimen, Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen um eine 
echte Begünstigung handelt (s. Kurzprotokoll über die 89. Sit- 
zung des Finanzausschusses vom 27. April 1961). 

Im Steueränderungsgesetz 1961 wurde das Wort „daneben'' 
nicht mehr im Zusammenhang mit der Vergünstigung der Errich- 
tung und Veräußerung von Kaufeigenheimen, Kleinsiedlungen 
und Eigentumswohnungen gesetzt, sondern nur noch hinsichtlich 
der Betreuung der Wohnungsbauten. 

In Abschnitt 62 dieser Richtlinien (Kürzung bei Grundstücks- 
unternehmen - § 9 Ziff. 1 Satz 2 GewStG 1961) hat der damalige 
Bundesfinanzminister in Absatz 1 für die Anwendung der erwei- 
terten Kürzungsvorschrift mit Wirkung vom 1. Januar 1961 die 
Tätigkeiten des Unternehmens aufgeführt, für die die erweiterte 
Kürzungsvorschrift in Anspruch genommen werden kann. Es 
heißt hier unter Absatz 1 Nr. 2: 

„2. Die Tätigkeit des Unternehmens muß sich beschränken auf 
die Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes, 
auf die Betreuung von Wohnungsbauten und 
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auf die Errichtung und Veräußerung von Kaufeigenheimen, 
Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen . . 

Es handelt sich hier um eine Aufzählung der verschiedenen 
Tätigkeiten, für die die steuerliche Vergünstigung in Anspruch 
genommen werden kann. 

Die steuerpflichtigen Unternehmen der Wohnungswirtschaft, 
insbesondere die freien Wohnungsunternehmen im Sinne von 
§ 7c EStG 1951, haben nach Änderung des GewStG im Jahre 
1961 und nach Bekanntgabe der Gewerbesteuer-Richtlinien 1961 
sich der Aufgabe unterzogen, Wohnungsbau zu betreiben und 
unter dem Gesichtspunkt, nunmehr Einfamilienhäuser und 
Eigentumswohnungen zu errichten, um damit der Eigentums- 
bildung breiter Schichten der Bevölkerung zu dienen. 

Sie haben dabei entsprechend dem Willen des Gesetzgebers 
keine Gewerbeertragsteuer bei der Berechnung des Verkaufs- 
preises kalkuliert und somit zur Verbilligung der Preise bei- 
getragen. 

Die Finanzverwaltung hat nach Erlaß der Gewerbesteuer-Richt- 
linien 1961 die freien Wohnungsunternehmen auch jahrelang 
so behandelt, wie die freien Wohnungsunternehmen das Gew 
StG 1961 (§ 9) und die Gewerbesteuer-Richtlinien 1961 inter- 
pretieren konnten. 

Die Antragsteller sehen sich veranlaßt, eine Klarstellung zu 
geben über das, was der Gesetzgeber im Steueränderungsgesetz 
1961 hinsichtlich des GewStG (§ 9) gewollt hatte. 
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